
Verfahrensrecht Entscheidungen

verhandlung nicht verteidigt ist. Ebenso ist aus den vorste-
hend dargestellten Gr�nden nicht von Belang, ob der Ver-
teidiger �ber eine Vertretungsvollmacht verf�gte.

Der Senat vermag nicht auszuschließen, dass das Urt. auf
dem Verfahrensverstoß beruht. [...]

Zul�ssigkeit der Revision nach
Berufungsurteil im Jugendstrafverfahren;
passive Beteiligung an einer r�uberischen
Erpressung
StPO §§ 335 Abs. 3, 267; JGG §§ 2 Abs. 2, 55 Abs. 2; StGB
§§ 250, 25 Abs. 2

1. Das als Revision konkretisierte Rechtsmittel des Ange-
klagten gegen das Urteil eines Jugendgerichts muss zwar
gem. §§ 2 Abs. 2 JGG, 335 Abs. 3 S. 1 StPO als Berufung
behandelt werden, wenn die anderen Beteiligten dieses
Rechtsmittel gew�hlt haben. Sein urspr�ngliches Revisi-
onsrecht verliert der Angeklagte dadurch jedoch nicht, so
dass er nicht gehindert ist, es gegen das Berufungsurteil
erneut geltend zu machen.

2. Allein die Kenntnisnahme von der Tat eines anderen
(hier: eine schwere r�uberische Erpressung) und deren
subjektive Billigung begr�nden keine Strafbarkeit wegen
Beteiligung. F�r die Annahme, das bloße Dabeisein habe
die Tat eines anderen im Sinne aktiven Tuns gef�rdert
oder erleichtert, bedarf es sorgf�ltiger und genauer Fest-
stellungen dazu, dass und wodurch die Tatbegehung in
ihrem konkreten Ablauf objektiv gef�rdert oder erleich-
tert worden ist.

OLG Koblenz, Beschl. v. 25.08.2014 – 2 OLG 3 Ss 100-14

Aus den Gr�nden: I. Das AG – JugG – Koblenz verurteilte den
Angekl. und f�nf Mitangekl. am 10.09.2013 wegen gemeinschaft-
lich begangener schwerer r�uberischer Erpressung gem. §§ 249,
250 Abs. 1 Nr. 1b, 253, 255, 25 Abs. 2 StGB zu einer Jugendstrafe
von 6 M., deren Vollstreckung es zur Bew�hrung aussetzte.

Dagegen legten die Mitangekl. Berufung ein, ebenso die StA hin-
sichtlich dreier Mitangekl. Der Angekl. gab zun�chst nur eine un-
bestimmte Rechtsmittelerkl�rung ab. Nach Zustellung des Urt. am
19.10.2013 erkl�rte die Verteidigerin des Angekl. mit Schriftsatz v.
15.11.2013, eingegangen beim AG am selben Tag, dass das Rechts-
mittel als Revision gef�hrt werden soll, und begr�ndete diese.

Die JugK hat das Rechtsmittel des Angekl. als Berufung behandelt
und mit dem angefochtenen Urt. alle Berufungen als unbegr�ndet
verworfen.

Nach Ansicht der Kammer war der Angekl. am 23.03.2013 an ei-
nem �berfall auf eine Spielhalle in A. beteiligt, den zwei der Mit-
angekl. maskiert und unter Einsatz einer Softair-Pistole, die �ußer-
lich einer echten Schusswaffe �hnelte, ausf�hrten. Unter Vorhalt
der Pistole forderten sie die Kassiererin der Spielhalle zur Heraus-
gabe von Geld auf, woraufhin sie den beiden T�ter insgesamt 2.065 E

Bargeld aush�ndigte. Nach den Urteilsfeststellungen war der Ange-
kl. bei der vorangegangenen Tatplanung, die im PKW eines der
Mitangekl. stattfand, auf dem Beifahrerplatz sitzend zugegen. Er
beteiligte sich daran nicht, erlangte aber von allen Details der Pla-
nung Kenntnis und schloss sich sodann stillschweigend dem Tat-
plan an. Alle rechneten mit einer beachtlichen Beute, wovon der
Angekl. einen Anteil erhalten sollte. Nach dem Tatplan sollten
der Angekl. und einer der anderen fluchtbereit im Auto warten.

Einen dar�ber hinaus gehenden Beitrag zu der anschließend plan-
m�ßig durchgef�hrten Tat leistete der Angekl. nach den Urteilsaus-
f�hrungen nicht. Festgestellt ist, dass alle Angekl. nach der Tataus-
f�hrung mit dem bereit stehenden Fahrzeug vor der eintreffenden
Polizei fl�chteten, wobei sich der Angekl. nach wie vor auf dem
Beifahrersitz befand. Bei Aufteilung der Beute nach der gelungenen
Flucht erhielt der Angekl. mindestens 224 E.

Hiergegen richtet sich die Revision des Angekl. Er beantragt, das
angefochtene Urt. aufzuheben und r�gt die Verletzung materiellen
Rechts.

II. 1. Die Revision des zur Tatzeit 17 J. 7 M. alten und damit
jugendlichen Angekl. ist gem. §§ 2 Abs. 2 JGG, 333 StPO
statthaft. § 55 Abs. 2 S. 1 JGG, wonach ein Jugendlicher, der
eine zul�ssige Berufung eingelegt hat, gegen das Berufung-
surt. nicht Revision einlegen kann, gilt in vorliegender Fall-
konstellation nicht. Das zun�chst unbestimmte, nachfolgend
fristgerecht als Revision konkretisierte Rechtsmittel des An-
gekl. musste gem. §§ 2 Abs. 2 JGG, 335 Abs. 3 S. 1 StPO als
Berufung behandelt werden, weil die anderen Beteiligten die-
ses Rechtsmittel gew�hlt haben. Sein urspr�ngliches Revisi-
onsrecht hat der Angekl. dadurch nicht verloren, so dass er
nicht gehindert ist, es gegen das Berufungsurt. erneut geltend
zu machen. Zur n�heren Begr�ndung wird auf die diesbez�g-
lichen Ausf�hrungen der GStA in ihrer Stellungnahme v.
16.07.2014 Bezug genommen.

2. Die auch im �brigen zul�ssige Revision hat einen zumin-
dest vorl�ufigen Erfolg. Die vom LG getroffenen Feststellun-
gen lassen eine strafrechtlich relevante Beteiligung des Ange-
kl. an der von den Mitangekl. begangenen schweren r�ube-
rischen Erpressung nicht erkennen, so dass sie den
Schuldspruch wegen Mitt�terschaft (§ 25 Abs. 2 StGB) nicht
tragen und auch eine �nderung des Schuldspruchs in Beihil-
fe zu der Tat (§ 27 Abs. 1 StGB) nicht zulassen.

Eine Beteiligung an der Tat eines anderen – sei es als Mitt�ter
oder als Gehilfe – setzt in jedem Fall einen die Tatbegehung
objektiv f�rdernden Beitrag voraus (BGH NStZ 2013, 104;
2010, 224; NStZ-RR 2007, 37), der hier, da den Angekl.
keine Garantenpflicht traf, die Tat zu verhindern oder sich
von ihr zu distanzieren (vgl. BGH NStZ 2010, 224 [225]),
nur durch positives Tun geleistet werden konnte. Allein die
Kenntnisnahme von der Tat eines anderen und deren subjek-
tive Billigung reichen daf�r nicht aus. Zwar kann auch bloßes
Dabeisein die Tat eines anderen i.S. aktiven Tuns f�rdern
oder erleichtern (BGH a.a.O.). Jedoch bedarf es in einer sol-
chen Fallkonstellation sorgf�ltiger und genauer Feststelllun-
gen dazu, dass und wodurch die Tatbegehung in ihrem kon-
kreten Ablauf objektiv gef�rdert oder erleichtert worden ist
(BGH NStZ-RR 2007, 37).

Dazu verhalten sich die Urteilsgr�nde nicht. Ihnen ist ledig-
lich zu entnehmen, dass der Angekl. beim Ablauf des Ge-
schehens von der Planung der Tat bis zu Ihrer Beendigung
auf dem Beifahrerplatz des Tat- und Fluchtfahrzeugs sitzend
zugegen war. Darin liegt noch keine positiver Tatbeitrag Der
passiv bleibende Beifahrer entfaltet durch seine Mitfahrt kei-
ne mit der T�tigkeit des Fahrzeugf�hrers vergleichbare Akti-
vit�t, die als Unterst�tzungshandlung durch positives Tun
gewertet werden k�nnte (BGH NStZ 2010, 224 [225]). [...].

Mitgeteilt von RAin Dr. Anke Roth, Koblenz.
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